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Wohnsitzplicht, ein
alter Zopf!

Überall werden geeignete Perso-
nen für das Gemeindepräsidium
gesucht. Trotz Findungskommis-
sionen und öffentlicher Stellen-
ausschreibungen gestaltet sich
die Suche schwierig. Die Arbeit
in der Öffentlichkeit ist undank-
bar, der fehlende Respekt gegen-
über dem Amt und dem Engage-
ment im politischen Haifischbe-
cken lässt mögliche Kandidieren-
de zwei Mal überlegen, ob diese
ihren Job aufgeben wollen. Die
Wahl des Gemeindepräsidiums
findet alle vier Jahre statt und ist
demokratisch legitimiert. Das
Konzept, dassmanbei einerWahl
in das Gemeindepräsidium sein
Wohneigentum aufgeben und in
dieGemeindeumziehenmuss, ist
überholt. Stellen Sie sich vor, Sie
haben zwei schulpflichtige Kin-
der und besitzen ein Haus in Wil.
Sie erklären sich nun bereit, in
Flawil oder Niederbüren für das
Gemeindepräsidium zu kandi-
dieren.Bei einerWahlmüssenSie
Ihr Wohneigentum verkaufen
und mit Ihrer Familie umziehen,
wobei es für diese eine Belas-
tung sein kann, das gewohnte
Umfeld zu verlassen. In Nieder-
büren werden Sie wahrschein-
lich weder ein Haus noch eine
Eigentumswohnung finden, son-
dern mit etwas Glück eine Miet-
wohnung. Wenn Sie dieses Hin-
dernis überwunden haben, folgt
bereits die nächste Ungewiss-
heit. Sie könnten nach einer Le-
gislaturperiode Ihre Stelle be-
reits wieder abgeben, da Sie ab-
gewählt werden. Sie leben nun in
einem kleinen Dorf, in welchem
Sie jeder kennt. Falls Sie das nicht
wollen, müssen Sie wieder mit
Ihrer Familie umziehen. Dieses
Beispiel zeigt die Unattraktivität
dieserArbeit aufgrundderWohn-
sitzpflicht auf. Diese macht die
Arbeit für kompetente Personen
uninteressant.EineAuflösungder
Wohnsitzpflicht oder zumindest
eine Vergrösserung des Wohn-
raumes auf beispielsweise den
Wahlkreis würde das Problem
entschärfen.Daswürdedazu füh-
ren, dass sich die Auswahl aus fä-
higen und interessierten Perso-
nen vergrössern würde.

Marc Flückiger,
Regionalpräsident und

Nationalratskandidat FDP

Der Huebbach gibt zu reden
Das Bundesgericht hat entschieden: Das Hochwasserschutzprojekt der Region Wil muss vors Wilener Volk

Von Jan Isler

Obwohl der Kanton Thurgau
keine Abstimmung zum Hoch-
wasserschutzprojekt wollte,
muss nun trotzdem darüber
entschieden werden. Das Bun-
desgericht pfeift den Wilener
Gemeinderat und den Kanton
zurück. Die WN haben das
Urteil unter die Lupe genom-
men.

RegionWil Aus dem Entscheid von
Anfang August, welcher der Redak-
tion vorliegt, geht hervor, dass die
Gemeinde Wilen eine Volksabstim-
mungzuProjektvariantendesHoch-
wasserschutzes und ihrem Kosten-
anteil durchführen muss. Dies, weil
die Beschwerde eines Wilener Bür-
gers gegen den Entscheid des Thur-
gauer Verwaltungsgerichts gutge-
heissen wurde. Dieses glaubte, dass
die Kosten als gebundene Ausgabe
angesehen werden dürften, über die
nicht abgestimmt werden müsse.
Hier widerspricht das Bundesge-
richt in Lausanne nun hart und hat
den Entscheid des Verwaltungsge-
richts aufgehoben. Dieses schreibt:
«Die Politische Gemeinde Wilen
wird angewiesen, den Kostenanteil
der Gemeinde an den Kosten des
Hochwasserschutzprojekts Region
Wil als neue Ausgabe der Volksab-
stimmung zu unterstellen.» Kon-
kret geht es um einen Abschnitt des
Huebbachs, der zwar einen klei-
nen, aber dennoch zentralen und
verhältnismässig teuren Teil des ge-
samten Hochwasserschutzprojekts
ausmacht. Doch wie kommt das
Bundesgericht dazu, dass die The-
matik doch vors Stimmvolk muss?

Die Frage nach dem Wie
Ein Blick in die Erwägungen der drei
Richter bringt Licht ins Dunkle. Es
geht um sogenannte gebundene
Ausgaben. Das Bundesgericht hält
fest, dass letztlich ausschlaggebend
sei, ob eine Ausgabe durch das Ge-
setz so stark vorherbestimmt sei,
dass in sachlicher, örtlicherundzeit-
licher Hinsicht fast kein Handlungs-
spielraummehr bestehe. Dannwür-
de eine gebundene Ausgabe vorlie-
gen und man müsste darüber nicht
abstimmen. Anders ist es aber beim
Huebbach. Einerseits wollten die
Thurgauer Behörden und das Ge-
richt eine eigene Praxis zur gebun-

denen Abgabe einführen und so die
Volksabstimmung verhindern. Das
Bundesgericht erteilte dem Sonder-
zug eine Absage. Andererseits ging
es um die Frage nach demWie: Gibt
es verschiedene Varianten, wie die
Hochwassergefahr gebannt werden
kann, soll darüber abgestimmt wer-
den. Konkret ging es um die Frage,
ob der Huebbach eingedolt bleibt
oder an die Oberfläche geholt wird.
Die Thurgauer Behörden stellten
sich auf den Standpunkt, dass nur
eine Bachoffenlegung mit dem Stol-
len Hummelbärg möglich sei und es
keine Varianten gebe. Das Bundes-
gericht kam aber zum Schluss, dass
in Wilen der Hochwasserschutz mit
verschiedenen Lösungen erreicht
werden könne, zum Beispiel mit
«Bach wie bisher im Boden» und
«Bach neu an der Oberfläche». Mit
anderenWorten, es gibt verschiede-
ne Varianten des Wie, die mit ver-
schiedenen Kosten verbunden sind.
Darum sind die Ausgaben nicht ge-
bunden und es soll darüber abge-
stimmt werden können.

Entscheidungsfreiheit belassen
Das Bundesgericht gibt auch einen
Fingerzeig an die Behörden und sagt
sinngemäss, sie könnten nicht ihre
Lieblingsvariante vorziehen und sie
so dem Test einer Volksabstim-
mung entziehen. Vielmehr solle sich
das Stimmvolk eine Meinung ma-
chen können und über verschiede-
ne Varianten entscheiden dürfen.
Das Bundesgericht liess auch keine
Hintertür offen:Da inder RegionWil

keineLebensgefahrdurchHochwas-
ser drohe, bestehe kein Zeitdruck
und man könne normal demokra-
tisch abstimmen.

Die Diskussionen laufen
Ein Blick auf den Kostenteiler des
Projekts zeigt, dass das Öffnen des
HuebbachsgemässderBehördenva-
riante rund 3,23 Millionen Franken
kostenwürde.DerTunnelunterdem
Hummelberg ist da nicht miteinbe-
rechnet. Bei dieser Behördenvarian-
te würde der Bach aus den Rohren
gehoben. Diese offene Bachfüh-
rung brächte erhebliche Nachteile
für die Landwirtschaft mit sich und
wäre Spaziergängern kaum zugäng-
lich, so die Befürworter der Varian-
te, den Bach im Boden zu lassen.
Dies hat das betroffene Bauernehe-
paar Müller den «Wiler Nachrich-
ten» bestätigt (WN-Ausgabe vom
16.März: «Busswiler Bauernfamilie
wehrt sich»). Eine Bachöffnung die-
ne einzig derBiodiversität, dochFlo-
ra und Fauna seien in der angren-
zenden Bernhard Baumschule AG
schon gut vertreten, argumentieren
dieGegner derBachöffnung. Sie plä-
dieren dafür, denHuebbachwie bis-
her inderRöhreunterderWiesehin-
durchzulassen. Das ist technisch
möglich, wie eine Offerte eines lo-
kalansässigen Tiefbauunterneh-
mens zeigt.Diese sieht vor, dass eine
Verlegung von Röhren von 140 Zen-
timeterDurchmesserstattbishervon
80 Zentimetern lediglich rund
670’000 Schweizer Franken kosten
würde. Damit wäre der Durchfluss

dreimal grösser und der Hochwas-
serschutz gesichert. Oder anders ge-
sagt, die Version mit dem eingedol-
ten Bach in grossen Röhren ist 80
Prozent günstiger als die Frauenfel-
der Behördenvariante, die den Bach
offenlegen will.

Wilen will sparsame Lösung
Wie der Wilener Gemeindepräsi-
dent Michael Gieseck erklärt, wur-
de das Urteil seitens der Gemeinde
zur Kenntnis genommen. «Wir set-
zen uns für ein kostengünstiges Pro-
jekt ein,dasdenEinwohnernderGe-
meinde und dem Hochwasser-
schutz dient», lässt er telefonisch
mitteilen. Konkrete Ausführungen
werdenzeitnahfolgen,betonterwei-
ter. Man darf also gespannt sein, wie
die Gemeinde den Ball aus Lau-
sanne aufnimmt.

Konkret geht es um die Frage, ob der Oberlauf des Huebbachs (grün) an die Oberfläche kommt oder im Boden bleiben soll. jis

IHRE MEINUNG IST GEFRAGT
nWas halten Sie vom Entscheid?
Melden Sie sich bei uns:
redaktion@wiler-nachrichten.ch.

Das Grossprojekt im Überblick
In der Region Wil ist der Hoch-
wasserschutz schon länger The-
ma. Daher haben sich die Ge-
meinden Rickenbach, Wilen und
Sirnach, die Stadt Wil, das Bun-
desamt für Strassen sowie die
Wasserbaufachstellen der Kanto-
ne Thurgau und St.Gallen zusam-
mengeschlossen, um gemeinsam
ein Projekt zur Sicherung von
Menschenleben auf die Beine zu
stellen.

Infoanlass zur
Fernwärme
Wil Am 19. November entscheiden
die Stimmberechtigten aus Wil über
den Rahmenkredit von 75,2 Millio-
nen Franken ohne Mehrwertsteuer
für den Fernwärmeverbund Wil an
der Urne. Am Montag, 23. Oktober,
findet ein Informationsanlass zur
Fernwärme-Abstimmung statt, so
die Stadt Wil. Von 18 bis 19.30 Uhr
wird bei den Technischen Betrie-
ben Wil an der Speerstrasse 10 über
das Thema informiert. Dabei wer-
den die Verantwortlichen das Pro-
jekt vorstellen und die Energie- und
Klimapolitik der Stadt Wil erklären.
DieAnwesendenhabendieMöglich-
keit, Fragen zu stellen, wie die Stadt
Wil schreibt. mba

REGION WIL/STADT WIL

Bleibt der Huebbach unter der Wiese oder kommt er an die Oberfläche? Diese Frage beschäftigt zurzeit die Region Wil. Was sicher kommt, ist eine Abstimmung in Wilen. jis
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